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Nachrichtlich 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
Verbraucherschutz M-V 
Referat 530 
19048 Schwerin 

Landkreis Ludwigslust-Parchim 
FD Veterinär- und Lebensmittelüberwachung 
Garnisonsstraße 1 
  19288 Ludwiglust 

  
Staatliches Amt für Landwirtschaft und  
Umwelt Westmecklenburg 
Bleicherufer 13 
19053 Schwerin 

 

 
 
Tierseuchen- und Hygienerecht 
� gemäß Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen 

Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 vom 21. Oktober 2009 
(ABl. EG Nr. L 300 S. 1), zuletzt geändert durch Richtlinie 2010/63/EU vom 22. September 2010 (ABl. EG Nr. L 276 S. 33) 
und 

� Verordnung (EU) Nr. 142/2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 (ABl. EG Nr. L 54 S. 1), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 749/2011 vom 29. Juli 2011 (ABl. EG Nr. L 198 S. 3) 

 
hier: Änderung der Zulassung der Biogasanlage am Standort 19243 Parum 

- Kontrolle am 23. Oktober 2013 
- Ihr Schreiben vom 7. Februar 2014 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

Ihre Zulassung zum Betrieb einer Biogasanlage vom 2. Mai 2005, zuletzt geändert durch 
Bescheid vom 25. Juli 2013 wird hiermit wie folgt geändert und neu gefasst: 
 
Hiermit erteile ich Ihnen für Ihren Betrieb einer Biogasanlage am Standort 19243 Parum die 
Zulassung gemäß Artikel 24 Abs. 1 Buchstaben f, g, i und j der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 
mit folgender Zulassungsnummer: 
 

Deutsch- 
land  

Bundes- 
land    

RP/ 
BR 

Land- 
kreis  

Betriebs- 
nummer  

Betriebs- 
art 

D E 1 3 0 5 4 0 0 0 5 1 1 

 

 

 

Parumer Bioenergie GmbH & Co. KG 
Fliegenhofer Weg 8 

 

19243 Parum 

Dienstgebäude: Thierfelderstraße 18 
 18059 Rostock 

Telefon: 03 81 / 40 35 - 0 
Telefax: 03 81 / 40 35 - 690  

Mail: TNP@lallf.mvnet.de 

Bearbeitet von: Herrn Stier, Frau Barth 

Tel. Durchwahl: -632, -601 

Aktenzeichen: 72 72 . 47 - 35 

Ort, Datum: Rostock, 8. Mai 2014  
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Die Zulassung erstreckt sich ausschließlich auf den Einsatz der in der Anlage 1 aufgeführten 
tierischen Nebenprodukte (Material der Kategorie 2 bzw. 3 gemäß Artikel 9 Buchstabe a bzw. 
Artikel 10 Buchstaben e, f und p der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009) und wird unter folgenden 
Maßgaben erteilt: 
 
1. Die in der Anlage 1 genannten Materialien der Kategorie 3 sowie Magen – Darm – Inhalte 

(Material der Kategorie 2) sind stets der Pasteurisierungs-/Entseuchungsabteilung 
zuzuführen, d.h. vor Einbringen in die Abteilung auf eine Höchstpartikelgröße von 12 mm zu 
zerkleinern und bei einer Mindesttemperatur von 70 °C mindestens 60 Minuten ohne 
Unterbrechung zu behandeln. 
Besteht die Absicht, weitere als die o. g. tierischen Nebenprodukte, die nicht für den 
menschlichen Verzehr bestimmt sind, einzusetzen, so ist dies schriftlich bei mir zu 
beantragen. Die Annahme anderer Stoffe darf erst nach Erlass einer Änderungszulassung 
erfolgen. 
Es ist eine kumulative Übersicht der eingesetzten Inputmaterialien unter Angabe der 
Herkunftsbetriebe zu führen. 

 
2. Die Abholung, Sammlung, Beförderung und Kennzeichnung der Rohmaterialien und 

Fermentationsrückstände hat so zu erfolgen, dass diese jederzeit identifizierbar sind und 
bleiben. Während der Beförderung müssen die Fahrzeuge oder Transportbehältnisse 
deutlich mit der  Aufschrift Material der Kategorie 2 bzw. Material der Kategorie 3 und nicht 
für den menschlichen Verzehr gekennzeichnet sein. 

 
3. Die Unumgehbarkeit der Pasteurisierungs-/Entseuchungsabteilung ist zu gewährleisten. 

 
4. Während oder unmittelbar nach der Hygienisierung ist das behandelte Material im Rahmen 

der Eigenkontrolle monatlich auf das Vorhandensein von Escherichia coli oder 
Enterococcaceae zu untersuchen (Normen siehe Anlage 3). 

 
5. Des Weiteren sind die Fermentationsrückstände, die während oder unmittelbar nach der 

Auslagerung aus der Biogasanlage entnommen werden, monatlich auf das Vorhandensein 
von Salmonellen zu untersuchen (Normen siehe Anlage 3). 

 
6. Insofern sämtliches o. g. Material nach Maßgabe Nr. 1 hygienisiert wurde und die 

mikrobiologischen Normen nach Nr. 4 und 5 eingehalten wurden, dürfen die 
Fermentationsrückstände ohne weitere Einschränkungen an Dritte (Inverkehrbringen) 
abgegeben werden. 
Es ist eine kumulative Übersicht der Empfänger von Fermentationsrückständen zu führen. 

 
7. Tierische Nebenprodukte sind nach ihrer Anlieferung möglichst schnell umzuwandeln. Bis 

zur Verarbeitung sind sie ordnungsgemäß zu lagern, das bedeutet, dass sie auf einem für 
Flüssigkeiten undurchlässigen Boden mit Entwässerung in einer Sammelgrube o. ä. sowie 
mit einer Abdeckung zum Schutz vor Tieren und Umwelteinflüssen zu lagern sind. 
Fermentationsrückstände sind so zu handhaben und zu lagern, dass eine Rekontamination 
ausgeschlossen ist. Eine gemeinsame Lagerung von Gülle/Mist und Fermentations-
rückständen aus der Biogasanlage ist zu vermeiden. 
 

8. Für jede Anlieferung der Materialen der Kategorie 2 und 3 sowie Gärrestauslieferung 
müssen Aufzeichnungen über  

� die Menge,  
� das Anlieferungsdatum,  
� die Materialbeschreibung,  
� Herkunft bzw. Empfänger sowie  
� Name und Anschrift des Beförderungsunternehmens  

geführt werden. Diese Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren. 
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9. Container, Behälter und Fahrzeuge, in denen unbehandeltes Material befördert wurde, 
müssen an einem entsprechend ausgewiesenen Ort gesäubert und desinfiziert werden. 
Dieser Ort muss so gelegen und konzipiert sein, dass jedes Risiko einer Kontamination 
behandelter Produkte vermieden wird. 
 

10. Auf der Grundlage eines dokumentierten Ungezieferbekämpfungsplanes ist systematisch 
präventiv gegen Vögel, Nager, Insekten und anderes Ungeziefer vorzugehen. Zu diesem 
Zweck ist ein dokumentiertes Schädlingsbekämpfungsprogramm durchzuführen.  

 
11. Für alle Bereiche der Anlage müssen Reinigungsverfahren festgelegt und dokumentiert 

sein. Geeignete Reinigungsgeräte und -mittel sind zur Verfügung zu stellen. 
 
12. Die Hygienekontrollen müssen regelmäßige Inspektionen des Arbeitsumfeldes und der 

Arbeitsgeräte einschließen. Die Zeitpläne für diese Inspektionen und die Ergebnisse 
müssen dokumentiert werden. 

 
13. Installationen und Ausrüstung sind in einwandfreiem Zustand zu halten und Messgeräte 

regelmäßig zu kalibrieren. Die Kalibrierung ist aufzuzeichnen. Der entsprechende Nachweis 
ist zwei Jahre lang aufzubewahren. 

 
14. Der Anlagenbetreiber hat ein ständiges schriftliches Verfahren auf der Grundlage von 

Gefahrenanalyse und kritischen Kontrollpunkten (HACCP-Konzept) (z.B. Eingangskontrolle, 
Temperatur im Fermenter, Ausgangskontrolle usw.) festzulegen und anzuwenden.  

 
15. Seuchenhygienisch relevante Abweichungen, die bei der Eigenkontrolle festgestellt werden 

sowie deren Ursache, sind der zuständigen Überwachungsbehörde, dem Fachdienst 
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt des Landkreises Nordwestmecklenburg, 
unverzüglich mitzuteilen. 

 
16. Alle Änderungen, die den Betrieb der Biogasanlage betreffen, sind mir sowie dem 

Fachdienst Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt des Landkreises Ludwigslust – 
Parchim mindestens einen Monat vor ihrer Umsetzung schriftlich anzuzeigen. 

 
Dieser Änderungsbescheid ist gebührenpflichtig. Es werden Verwaltungsgebühren in Höhe von 
150,00 Euro erhoben. 
 
 
Begründung: 
Mit Bescheid vom 2. Mai 2005  wurde der Ihnen von mir die Zulassung (inkl. EG-
Zulassungsnummer) gemäß Art. 15 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 erteilt. 
Aufgrund verschiedener Anträge wurden durch das LALLF Zulassungsänderungen am 06. Juli 
und 24. November 2005; 6. Mai 2011 sowie 25. Juli 2013 vorgenommen. 
 
Seit dem 4. März 2011 gelten die Verordnungen (EG) Nr. 1069/2009 und (EU) Nr. 142/2011. Die 
Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 trat außer Kraft. Betriebe und Anlagen, die vor dem 4. März 
2011 nach der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 zugelassen wurden, gelten auch gemäß der 
neuen Verordnungen als zugelassen.  
Jedoch gelten auch für diese Betriebe und Anlagen alle Betriebsanforderungen des neuen 
Rechts. Weil die zuständige Behörde gemäß Artikel 46 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe c) der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 konkrete Auflagen erteilt, um vorhandene Abweichungen vom 
neuen/aktuellen Recht abzustellen, nehme ich Ihr Schreiben vom 7. Februar 2014 zum Anlass, 
die Zulassung der o. g. Biogasanlage an das neue Recht anzupassen und die angezeigten 
Änderungen zuzulassen. 
 
Gemäß Artikel 24 Absatz 1 Buchstaben f, g, i und j der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 bedürfen 
Betriebe und Anlagen, in denen organische Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel 
hergestellt, tierische Nebenprodukte zu Biogas umgewandelt sowie tierische Nebenprodukte und 
Folgeprodukte gelagert werden, der Zulassung. 
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Nach Abstimmung mit dem zuständigen Fachdienst Veterinär- und Lebensmittelüberwachung 
des Landkreises Ludwigslust-Parchim wird Ihre Anlage hiermit nach Artikel 24 Abs. 1 
Buchstaben f, g, i und j der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 zugelassen und gemäß Artikel 10, 
19 Buchstaben b und c und 22 in Verbindung mit den Anhängen V, IX und XI der Verordnung 
(EU) Nr. 142/2011 in Verbindung mit § 36 Abs. 1 2. Alternative des 
Landesverwaltungsverfahrensgesetzes mit den o. g. Nebenbestimmungen verbunden. Diese 
dienen aus Gründen des Tierseuchenschutzes der Sicherstellung der gesetzlichen 
Voraussetzungen der Zulassung.  
 
Im Einzelnen: 
 
Zu 1. Material der Kategorie 3 sowie Magen – Darm – Inhalte (Material der Kategorie 2) sind 

gemäß Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe c in Verbindung mit Anhang V Kapitel III Abschnitt 1 
Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 dem genannten Hygienisierungsverfahren zu 
unterziehen.  
Die Annahme sonstiger tierischer Inputstoffe kann zu veränderten Zulassungs-
voraussetzungen führen und ist daher gesondert zu beantragen. 
 

Zu 2. Dies ergibt sich aus Artikel 17 Nr. 1 Buchstabe a in Verbindung mit Anhang VIII Kapitel II 
der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 

 
Zu 3. Diese Forderung ergibt sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe a in Verbindung mit Anhang 

V Kapitel I Abschnitt 1 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. Die Unumgehbarkeit der 
Pasteurisierungs-/Entseuchungsabteilung ist eine wesentliche Voraussetzung zur 
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Hygienisierungsprozesses. 

 
Zu 4. Die zu untersuchenden mikrobiologischen Parameter ergeben sich aus Artikel 10 Nr. 1 

Buchstabe d in Verbindung mit Anhang V Kapitel III Abschnitt 3 Nr. 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 

 
Zu 5. Die zu untersuchenden mikrobiologischen Parameter für abgabefertige 

Fermentationsrückstände ergeben sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe d in Verbindung 
mit Anhang V Kapitel III Abschnitt 3 Nr. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 
142/2011. 

 
Zu 6. Dies ergibt sich aus Artikel 22 Nr. 1 der Verordnung 1069/2009 in Verbindung mit 

Anhang XI der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 
Zu 7. Dies ergibt sich aus den speziellen betrieblichen Anforderungen für Biogasanlagen 

gemäß Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang V Kapitel II Nr. 1 und 7 
der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 

 
Zu 8. Die Pflicht zur Führung der o. g. Aufzeichnungen ergibt sich aus Art. 17 Nr. 2 in 

Verbindung mit Anhang VIII Kapitel IV Abschnitt 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 
Zu 9. Dies ergibt sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang V Kapitel II 

Nr. 2 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 
Zu 10. Dies ergibt sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang V Kapitel II 

Nr. 3 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 
Zu 11. Dies ergibt sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang V Kapitel II 

Nr. 4 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 

Zu 12. Dies ergibt sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang V Kapitel II 
Nr. 5 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 
 



Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei  Mecklenburg – Vorpommern 

 

  5 / 5  

Zu 13. Dies ergibt sich aus Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit Anhang V Kapitel II 
Nr. 6 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 

 
Zu 14. Nach Artikel 29 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 ist dies eine 

Zulassungsvoraussetzung für den Betrieb von Biogasanlagen. 
 
Zu 15. Diese Forderung ergibt sich aus Artikel 32 i. V. m. Anhang XVI Kapitel I Abschnitt I der 

Verordnung (EU) Nr. 142/2011. 
 

Zu 16. Veränderte Betriebsbedingungen können nach Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 ggf. eine Änderungszulassung erforderlich machen. 

 
 
Für diese Zulassung wird gem. Gebührennummer 1.10.06 der Veterinärverwaltungs-
kostenverordnung des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 17. Dezember 2008 (GVOBl. M-V 
2009 S. 2) eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 150,00 Euro erhoben. Die Gebühr liegt im 
unteren Gebührenrahmen (150,00 bis 3.000,00 Euro) und ist unter Berücksichtigung des mit der 
Amtshandlung verbundenen Verwaltungsaufwandes sowie der Risikoeinstufung der Anlage der 
Höhe nach angemessen. 
Die festgesetzte Verwaltungsgebühr stellt ein Entgelt für die entstandenen Verwaltungskosten 
dar und ist mit Erteilung der Zulassung fällig, auch wenn von dieser kein Gebrauch gemacht 
wird. 
 
Bitte überweisen Sie den o. g. Betrag innerhalb eines Monats ab Zugang dieses Bescheides an 
die Landeszentralkasse Mecklenburg – Vorpommern 
Kreditinstitut: BBk, Filiale Rostock 
Kontonr.: 14001518  
BLZ: 13000000 
IBAN: DE 26 1300 0000 0014 0015 18 
BIC: MARKDEF1130 
unter Angabe des Kassenzeichens 0200 2000 32626. 
 
 
Hinweise: 
1. Bei Nichteinhaltung der Zulassungsvoraussetzungen kann die Zulassung unverzüglich 

ausgesetzt oder entzogen werden (Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe a und b der Verordnung 
(EG) Nr. 1069/2009). 

2. Die Biogasanlage unterliegt der regelmäßigen Kontrolle durch den Fachdienst Veterinär- 
und Lebensmittelüberwachung des Landkreises Ludwigslust-Parchim. Dies ergibt sich aus 
Artikel 45 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesamt für 
Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei M-V, Thierfelderstr. 18 in 18059 Rostock 
(Postanschrift: Postfach 10 20 64, 18003 Rostock) einzulegen. 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
 
 
Dr. Doris Heim 


